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Unternehmensberatung wird gerade
für kleine und mittlere Unternehmen
immer wichtiger. Dabei gibt es gro ße
Unterschiede in der Leistung der Be-
rater. Mit der Qualifizierung zur Mit-
telstandsberatung setzen das Zentrum
für wissenschaftliche Wei terbildung
der Johannes Gutenberg-Universität
Mainz (ZWW) und das Europäische
Mittelstandszentrum Kaiserslautern
e.V. ein Zeichen. Wirtschaftsminister
Hendrik Hering stellte das von seinem
Haus in der Entwicklung mit 80 000
Euro geför derte Angebot, das diesen
Bedarf aufgreift, in Mainz vor.

„Gute Beratung bedeutet bessere
Marktchancen für Unternehmen. Wir
sind zuversichtlich, dass das Wei -
terbildungsangebot viele Interes -
senten finden wird“, so der Minis ter.
„Alte Hasen“ können sich ihre Qua-
lität durch das Zertifikat be stätigen
lassen. Einsteiger können je nach Be-
darf Wissen erwerben. He ring dankte
dem Mittelstandslotsen der Landesre-
gierung, Günther Knöd ler, für die Be-
gleitung des Pro jekts. Seine Kenntnis
kleiner und mittlerer Unternehmen im
Land sei besonders wichtig für die
Entwick lung des Programms gewesen.

Wissenschaftliche Weiterbildung
versteht die Mainzer Universität als ei-
ne Kernaufgabe ihres bildungspoliti-
schen Auftrags. „Unser Zentrum für
wissenschaftliche Wei terbildung baut
daher sein Angebot konsequent aus,
legt hohe Maßstäbe an seine Program-
me und nutzt dabei die Potenziale der
Universität“, erklärt der Präsident der
Universi tät, Prof. Dr. Georg Krausch.
Mit dem neuen Weiterbildungspro-
gramm werde eine Marktlücke ge-
schlossen sowie den Beraterinnen und
Beratern mit dem Zertifikat ein Doku-

ment an die Hand gegeben, das ihre
Eignung und Erfahrung dokumentiere.
Denn trotz wachsender Herausforde-
rungen seien die mittelständischen
Unter nehmen bei der Wahrnehmung
von Be ratungsangeboten immer noch
zurück haltend. Das Zertifikat biete
Un ternehmen die Sicherheit qualitäts-
geprüfter Beratung, so der Präsident.

Das Programm richtet sich an Be -
rater/innen mit langjähriger Bera -
tungserfahrung, an Personen mit
Kompetenzen in Teilbereichen der
Mittelstandsberatung sowie an In -
teressierte ohne Beratungserfah rung,

die aber Mittelstandsberatung als Be-
rufsziel verfolgen. Der Kurs kann be-
rufsbegleitend belegt werden und
dauert ein Jahr. Die mit renom mierten
Dozentinnen und Dozenten aus Wis-
senschaft und Wirtschaft er arbeiteten
methodischen und fach lichen Kompe-
tenzen werden in dem Zertifikat „Mit-
telstandsberatung“ dokumentiert, mit
dem die Weiter bildung abschließt.

Das Zentrum für wissenschaftliche
Weiterbildung und das Europäische
Mittelstandszentrum e.V., die den Wei-

Qualifizierte Beratung für den Mittelstand
Neues Weiterbildungsangebot an Universität Mainz – Hering: Mehr Marktchancen für Betriebe

Minister Hering mit den Autoren des Weiterbildungsprojekts. Bild: Sämmer

Fortsetzung Seite 2, Spalte 3

Das Land stiftet einen
neuen Kabarettpreis
Das Land Rheinland-Pfalz hat einen
neuen Ehrenpreis für das Lebenswerk
einer Kabarettistin oder eines Kaba-
rettisten gestiftet. Der Vorstand der
Stiftung Rheinland-Pfalz für Kultur
hatte in seiner jüngsten Sitzung
unter Vorsitz von Ministerpräsident
Kurt Beck entschieden, den Preis aus
Stiftungsmitteln mit 5000 Euro zu
dotieren. Überreicht werden soll der
neue Kabarettpreis im Rahmen des
jährlich vom Mainzer Forum-Theater
„unterhaus“ verliehenen Deutschen
Kleinkunstpreises am 10. Februar
2008.

Das „unterhaus“ in Mainz ist eine
der ältesten und renommiertesten
Stätten der Kabarett- und Klein-
kunstszene“, sagte Beck. Der seit 1972
verliehene Deutsche Kleinkunstpreis,
der in den Sparten Kabarett, Chan-
son/Lied/Musik und Kleinkunst ver-
geben wird, sei die bekannteste Aus-
zeichnung auf diesem Gebiet. „Das
Land will eine außergewöhnliche Per-
sönlichkeit aus dem deutschsprachi-
gen Raum würdigen, die durch ihr
kabarettistisches Gesamtwerk heraus-
ragende Verdienste erworben hat“, so
Beck. „Wir unterstreichen damit unse-
re besondere Wertschätzung für die
Kleinkunst“, ergänzte die Vorsitzende
des Kuratoriums der Kulturstiftung,
Kulturministerin Doris Ahnen. 

Kultursommer-Saison
startet 2009 in Worms
Die Kultursommer-Eröffnung 2009
wird in Worms stattfinden, teilten
Kulturministerin Doris Ahnen, die
auch Vorsitzende des Kultursommers
Rheinland-Pfalz e.V. ist, und der
Wormser Oberbürgermeister Michael
Kissel in Mainz mit. Mit dem „großen
Kulturfest für die ganze Familie“ wird
traditionell am ersten Maiwochenende
die Kultursommer-Saison eröffnet.

Während der Kultursommer 2008,
dessen Eröffnung am 10. und 11. Mai
in Bad Hönningen stattfindet, mit „Ar-
beitswelten - Lebenswelten“ unter ei-
nem thematisch orientierten Motto
steht, ist für 2009 wieder ein Länder-
motto vorgesehen: es wird um Großbri-
tannien gehen. „Zahlreiche his torische
und aktuelle Bezüge zu Großbritanni-
en machen Worms zur idealen Stadt
für dieses Motto“, so Kissel.

Mit Kultur-Großveranstaltungen
habe Worms Erfahrung, wie das Fes-
tival 'Jazz and Joy' oder die 'Nibelun-
genfestspiele' eindrucksvoll bewiesen,
betonte Ahnen,. Das Kulturfest zur
Eröffnung ist immer auch ein Schau-
fenster des Kultursommers Rhein-
land-Pfalz, der alljährlich weit über
200 Projekte aus allen Kultursparten
im ganzen Land vorstellt. 

Weitere Informationen zum Kultur-
sommer Rheinland-Pfalz finden sich
unter www.kultursommer.de.

„Die Situation auf dem Ausbildungs-
markt hat sich im Vergleich zum Vor-
jahr verbessert. Dennoch bleibt es eine
wichtige Aufgabe der Landesregie-
rung, Jugendliche zu unterstützen, die
nicht ohne weiteres einen Ausbil-
dungsplatz finden“, fasst Ministerprä-
sident Kurt Beck die aktuelle Lage auf
dem Ausbildungsmarkt in Rheinland-
Pfalz zusammen. Dass zum 30. Sep-
tember mehr Jugendliche in Ausbil-
dung gekommen sind als in den Vor-
jahren, hängt mit der guten Konjunk-
tur zusammen. „Es ist aber auch eine
Leistung aller Verantwortlichen auf
dem Ausbildungsmarkt. Die Landes-
regierung wird weiter ihren Beitrag
dazu leisten“, kündigte Beck an. Er
traf sich mit Arbeitsministerin Malu
Dreyer, Wirtschaftsminister Hendrik
Hering und Bildungs-Staatssekretä-
rin Vera Reiß in Mainz zur „Minister-
runde Ausbildung“.

Das Land wird seine Ausbildungs-
leistungen auf hohem Niveau fortset-
zen und die Zahl neuer Ausbildungs-
plätze jährlich steigern. Bei den Aus-
wahlgesprächen soll verstärkt darauf
geachtet werden, auch Jugendliche
mit Migrationshintergrund im Lan-
desdienst auszubilden. Das Arbeitsmi-
nisterium hat zum neuen Ausbil-
dungsjahr zwei junge Frauen mit
deutsch-türkischem und serbisch-
montenegrinischem Hintergrund ein-
gestellt. „Für den öffentlichen Dienst
muss es selbstverständlich werden,
dass nicht alle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter oder ihre Eltern in
Deutschland geboren sind“, sagte
Dreyer. Auch die Staatskanzlei und
das Bildungsministerium haben seit
August neue Auszubildende mit Mi-
grationshintergrund.

Die Mitglieder der Landesregie-
rung übernehmen auch in diesem Jahr
Patenschaften für Jugendliche, die bis
30. September keinen Ausbildungs-
platz gefunden haben. Sie tragen so
persönlich dazu bei, dass Jugendliche
eine Chance auf Ausbildung erhalten.

Im Rahmen der Vereinbarung
„Rheinland-Pfalz für Ausbildung
2007-2010“ hat sich die Landesregie-
rung verpflichtet, alle erfolgreichen
Maßnahmen fortzuführen und neue
Schwerpunkte zu setzen. Zu den zum
Schuljahresbeginn bewilligten Stand -
orten für Schulsozialarbeit kommen
42 weitere hinzu. Mit dem Rahmen-
plan „Deutsch als Zweitsprache“ für

alle Schularten wird die Sprachförde-
rung intensiviert. Beck und Reiß be-
grüßten besonders, dass die Zahl der
Schulabbrecher unter den Bewerbern
zurückgeht: Drei Prozent der Ausbil-
dungsplatzbewerberinnen und -be-
werber sind ohne Schulabschluss,
rund 16 Prozent weniger als 2006.
„Wir werden unsere Anstrengungen
weiter intensivieren“, kündigte Reiß
an. Das Arbeitsministerium fördert
weiter Maßnahmen zum Nachholen
des Schulabschlusses.

Die Arbeitsmarktinitiative der Lan-
desregierung „Neue Chancen: 6000
plus für Jung und Alt“ wird fortge-
führt. Damit werden derzeit 1440 Aus-
bildungsplätze gefördert und 420 Pro-
jekte initiiert, für über 2700 Jugendli-
che werden Plätze in Qualifizierungs-
maßnahmen eingerichtet und 1600 El-
tern oder andere Multiplikatoren für
die Unterstützung Jugendlicher vor-
bereitet. „Wir wollen diese Projekte
orientiert an Zielgruppen und den in-
dividuellen Problemlagen der Jugend-
lichen weiterführen. Dabei nehmen
wir die Altbewerberinnen und Altbe-
werber besonders in den Blick“, sagte
Dreyer. 

Um die Betriebe bei der Ausbildung
zu unterstützen, führt das Wirt-
schaftsministerium im Rahmen der
Initiative „Neue Chancen: 6000 plus
für Jung und Alt“ die Programme für
Ausbildungsplatzdarlehen, zur Förde-
rung der Verbundausbildung und der
Ausbildungsstellenakquisiteure fort.
„Gerade für kleinere und mittlere Be-
triebe ist die Förderung von Ausbil-
dungsverbünden ein interessantes An-
gebot der Nachwuchssicherung“, so
Hering. Im letzten Jahr seien 129 Aus-
bildungsplätze auf diesem Weg ent-
standen. Mit dem zinsvergünstigten
Ausbildungsplatzdarlehen wurden im
vergangenen Jahr 385 Ausbildungs-
plätze geschaffen oder erhalten. Die 18
Ausbildungsstellenakquisiteure, die
das Wirtschaftsministerium gemein-
sam mit der Regionaldirektion Rhein-
land-Pfalz der Bundesagentur für
Arbeit und den Kammern finanziert,
haben 2007 schon 1000 neue Ausbil-
dungsplätze geworben.

Beck: „Ich bin sicher, dass in der
Nachvermittlungsaktion in den kom-
menden Wochen jedem Jugendlichen
ein Angebot gemacht werden kann,
der am 30. September noch keinen
Ausbildungsplatz hatte.“ 

Ausbildungssituation verbessert
Beck: Unterstützung für Jugendliche mit Startschwierigkeiten

Der Bundespräsident
besucht die Westpfalz
Zu einem offiziellen Besuch kommt
Bundespräsident Horst Köhler am
7. November nach Rheinland-Pfalz.
Gemeinsam mit Ehefrau Eva Luise
besucht er die Westpfalz und nimmt
Termine in Zweibrücken, im Kreis
Kusel und in der Stadt Kaiserslau-
tern wahr. Das Programm steht auf
seinen Wunsch unter dem Thema
„Miteinander der Generationen“. 

Ministerpräsident Beck begrüßt das
Ehepaar Köhler am Flughafen Zwei-
brücken. Im Anschluss trifft der Bun-
despräsident im Herzoglichen Schloss
die Stadtspitze und trägt sich ins Gol-
dene Buch ein. Gegen 10.10 Uhr kön-
nen die Bürgerinnen und Bürger mit
ihm bei einem kurzen Rundgang durch
die Fußgängerzone ins Gespräch kom-
men. Im Helmholtz-Gymnasium infor-
miert sich Köhler über generationen -
übergreifende Projekte in der Stadt.
Die Protestantische Kindertagesstätte
stellt ein Projekt, der Seniorenbeirat
seine Sicherheitsberatung und die Se-
nioren-Wohnungsbörse vor. Außerdem
werden Köhler Bestände aus der Bib -
liotheca Bipontina präsentiert.

Dann fährt das Ehepaar Köhler mit
Ministerpräsident Beck nach Wald-
mohr, wo das Interkulturelle Kompe-
tenzzentrum Kusel seine Integrations-
arbeit mit jungen Migrantinnen und
Migranten aus Osteuropa vorstellt.

In Kaiserslautern stellen die Caritas
und die Freiwilligenagentur in der
Begegnungsstätte „Marienheim“ gene-
rationenübergreifende Vorhaben vor.
Zum Abschluss besucht der Bundesprä-
sident das Fraunhofer-Institut IESE. 

Umsätze von knapp 50,3 Milliarden Eu-
ro erzielten die rheinland-pfäl zischen
Industriebetriebe von Janu ar bis Au-
gust 2007. Nach Angaben des Statisti-
schen Landesamtes in Bad Ems ist dies
ein Zuwachs von 10,9 Prozent gegen -
über dem Vorjah reszeitraum. Bundes-
weit beliefen sich die Industrie umsätze
auf mehr als 1036 Milliarden Euro (plus
8,2 Prozent). Der Auslandsumsatz stieg
in diesem Zeitraum in Rheinland-Pfalz
um 12,7 Prozent, bundesweit um 10,8
Prozent. Die Inlandsumsätze legten im
Land um 9,2  und deutschlandweit um
6,1 Prozent zu. 

Zahl der Woche

Eine positive Bilanz der Neuausrich-
tung und Konsolidierung des rhein-
land-pfälzischen IT-Managements in
den vergangenen Jahren hat Innenmi-
nister Karl Peter Bruch in Mainz gezo-
gen. Die Gründung des Landesbe-
triebs Daten und Information (LDI)
2003 sowie der Zentralstelle für IT-
Management, Multimedia, eGovern-
ment, Verwaltungsmodernisierung
und Multimedia 2006 und die damit
einher gehende Bündelung und Zent -
ralisierung von IT-Know-how hätten
„die Erwartungen weit übertroffen“.
Nicht nur Geld, sondern auch Zeit und
Bürokratie würden damit gespart. 

Darüber hinaus, so Bruch, habe sich
die Zentralstelle mit ihrem klaren
Konsolidierungskurs bundesweit Res -
pekt verschafft und den guten Ruf, den
die Landesregierung in Fachkreisen
seit langem beim Thema eGovernment
und IT-Management genieße, weiter
verbessert. Der Name Rheinland-Pfalz
sei inzwischen eng verknüpft mit dem
Image einer innovativen und engagier-
ten Verwaltung, die den Strukturwan-
del, der mit der verstärkten Integrati-
on von Online-Verfahren in die Ver-
waltungsarbeit einher gehe, positiv in
Angriff nehme.

Mit den zu erwartenden Einsparun-
gen will das Land bei der Bündelung
seiner Informationstechnologie die
Fähigkeiten von Schülerinnen und
Schülern am Computer fördern. Dabei
seien beim Projekt „Medienkompetenz
macht Schule“ zunächst an zehn Mo-
dellschulen neue technische Ausstat-
tung und andere Leistungen, wie etwa
Computer-Weiterbildung für Lehrer,
geplant. Später soll die Zahl dieser

Schulen auf 200 steigen. Mittlerweile
senkten allein zwei zentrale Landesli-
zenzverträge mit Anbietern von Stan-
dard-Software die Ausgaben jährlich
um mehr als eine Million Euro. Zudem
würden mit einem Rahmenvertrag für
die gesamte Landesverwaltung beim
Kauf von Computern, Bildschirmen,
Druckern und anderer Hardware we-
gen der größeren Marktmacht in die-
sem und im nächs ten Jahr insgesamt
drei Millionen Euro eingespart. 

Bruch und der Leiter der Zentral-
stelle, Ministerialdirektor Jürgen
Häfner (r.), sowie LDI-Geschäftsfüh-
rer Matthias Bongarth nannten mehre-
re Beispiele für Erleichterungen, die
die moderne Computertechnik der
Verwaltungen den Rheinland-Pfälzern
bieten. So machten beispielsweise in-
zwischen etwa das Elektronische Han-
delsregister, die Online-Gewerbean-
meldungen, das Elektronische Grund-
buch und das Geoportal im Internet
(Bebauungspläne, Baulandpreise) vie-
le Behördengänge überflüssig.   

Der Minister räumte ein, dass es in
der Landesverwaltung anfangs Skep-
sis gegenüber der Zentralstelle für IT
und Multimedia gegeben habe. Diese
sei aber mittlerweile zunehmender
Akzeptanz gewichen. Entscheidend
dafür sei der Ansatz, Zentralisierung
vor allem als Dienstleistung zu verste-
hen. Durch die Bündelung und Zen-
tralisierung von IT-Know-how könn-
ten Zukunft weisende Projekte und
Technologien im Sinne und zum Nut-
zen der Bürgerinnen und Bürger sowie
der Wirtschaft in Rheinland-Pfalz um-
gesetzt werden, machte Bruch deut-
lich.

Erfolg mit IT-Neuausrichtung
Minister Bruch zieht positive Bilanz der Maßnahmen im Land

Erwartungen übertroffen: Neben Geld auch Bürokratie gespart. Bild: ism
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Qualifizierte Beratung
für den Mittelstand
Fortsetzung von Seite 1

terbildungsgang und das Zerti fikat
gemeinsam mit dem Fachbereich
Rechts- und Wirtschaftswissenschaf -
ten und der Organisationsentwick lung
Prof. Dr. Ryschka entwickelt haben,
legen größten Wert auf prak tische
Schwerpunkte. Der Vorstandsvorsit-
zende des Europäischen Mittelstand-
zentrums, Michael Schnorr, erläuterte,
dass in Praxistransfers die Inhalte der
Lernmodule vertieft und angewandt
würden. In betreuten Praxisprojekten
werde Beratungser fahrung gesam-
melt. So würden neben den recht -
lichen und wirtschaftli chen Grundla-
gen mittelständischer Unternehmen
auch deren strategi sches Management,
Produktions- und Informationsma -
nagement sowie Grund lagen der Bera-
tung und Handwerks zeug den gesam-
ten Beratungsprozess vermittelt. 

Die einzelnen Module des Weiter -
bildungsgangs können bei Bedarf
auch separat belegt werden. Bera ter,
die über einschlägige Erfah rung ver-
fügen, können sich vor Be ginn des
Kurses auch ohne Belegung prüfen
und zertifizieren lassen. Anmelde-
schluss für die direkte Zer tifizierung,
die modulare Weiter bildung und den
gesamten Weiterbil dungsgang ist der
17. Dezember 2007.

Weitere Informationen: Zentrum für
wissenschaftliche Weiterbildung der
Johannes-Gutenberg-Universität, Tel.
06131/39-24241, Fax 06131/39-24714,
E-Mail: mittelstandsberatung@ver-
waltung.uni-mainz.de, Home page:
www.mittelstandsberatung. zww.uni-
mainz.de oder: www.mittelstandsbe-
ratung.com.

Zu einer gemeinsamen Sitzung trafen
sich der Ministerrat und der Gesamt-
vorstand der BASF Aktiengesell-
schaft im Gästehaus der Landesregie-
rung in Mainz. Dabei standen wirt-
schafts-, energie-, umwelt- und sozial-
politische Themen auf der Tagesord-
nung. 

Ein Schwerpunkt des jährlichen
Meinungs- und Erfahrungsaustauschs
war die Zusammenarbeit zwischen
Politik und Wirtschaft bei energie-
und umweltpolitischen Themen. „Die
BASF entwickelt und vermarktet
zahlreiche Produkte die helfen, Ener-
gie und Ressourcen zu sparen sowie
Treibhausgase zu vermeiden. Damit
können wir maßgeblich dazu beitra-
gen, dass die Energiestrategien zum
Klimaschutz auf Landes- und Bundes-
ebene erreicht werden“, sagte Dr. Jür-
gen Hambrecht, Vorstandsvorsitzen-
der der BASF. Schon im Sommer hatte
die Landesregierung die energiepoliti-
schen Ziele und die dafür notwendigen
Strategien vorgestellt. Dazu Minister-
präsident Kurt Beck: „Wir können in
der Klima- und Energiepolitik lang -
fristig nur dann erfolgreich sein, wenn
wir es schaffen, das Klima zu schützen

und gleichzeitig die Energieversor-
gung zu sichern, Energiekosten zu re-
duzieren und die Wettbewerbsfähig-
keit zu gewährleisten, damit Arbeits-
plätze geschaffen werden können.“
Rheinland-pfälzische Unternehmen
seien mit Technik und Produkten auf
dem Sektor Energieeinsparung, Effizi-
enz und erneuerbare Energien erfolg-
reich.

Darüber hinaus wurden neben der
aktuellen wirtschaftlichen Entwick-
lung auch strukturpolitische Themen
wie die weitere Entwicklung des
Kombi-Terminals in Ludwigshafen
oder die engere Zusammenarbeit der
Häfen Ludwigshafen und Mannheim
erörtert. BASF und Landesregierung
stimmen darin überein, dass prakti-
kable Lösungen gefunden werden
müssen, die ökologische und ökono-
mische Aspekte gleichrangig berück-
sichtigen.

An dem rund dreistündigen Ge-
spräch nehmen alle Kabinettsmitglie-
der und die BASF-Vorstandsmitglie-
der sowie der Werksleiter des Ver-
bandstandorts Ludwigshafen teil. Das
letzte gemeinsame Gespräch hatte im
September 2006 stattgefunden.

Themen Energie und Umwelt
Gemeinsame Sitzung des Ministerrats mit dem BASF-Vorstand

Treffen zum jährlichen Meinungs- und Erfahrungsaustausch. Bild: Wolf

Die Freiherr-vom-Stein-Plakette hat
Innenminister Karl Peter Bruch in
einer Feierstunde in der Stadthalle
Nassau an 84 Kommunalpolitikerin-
nen und Kommunalpolitiker aus allen
Kreisen und fast allen kreisfreien
Städten des Landes überreicht. „Da-
mit ehren wir besondere Leistungen
von Frauen und Männern, die sie
durch ihren langjährigen, zeitauf-
wändigen und engagierten Einsatz in
einem kommunalpolitischen Ehren-
amt erbracht haben“, so Bruch.

Seit 1954 stiftet das Innenministeri-
um die Freiherr-vom-Stein-Plakette,
die alle drei Jahren an Bürgerinnen
und Bürger als Auszeichnung für ihr

kommunalpolitisches Engagement
verliehen wird. Die diesjährige Verlei-
hung steht im Zusammenhang mit
dem 250. Geburtstag des Namensge-
bers und der Veröffentlichung seines
berühmten Reformprogramms, der
„Nassauer Denkschrift“ vor 200 Jah-
ren. Auch heute noch sei Steins Über-
zeugung aktuell, dass eine positive
Entwicklung von Staat und Gesell-
schaft ohne die aktive und konstrukti-
ve Mitwirkung der Bürgerinnen und
Bürger nicht möglich ist, betonte der
Minister. Somit sei der Name Stein be-
sonders mit der Kommunalreform ver-
bunden.

Bei der feierlichen Überreichung be-
tonte Bruch: „Die Träger der Plakette
nehmen auch gleichzeitig die Aufgabe
an, Vorbild für junge Menschen zu
sein, für die die demokratische Le-
bensform und die kommunale Selbst-
verwaltung in der Bundes repub lik
Deutschland etwas Selbstverständli-
ches geworden ist.“ Denn kommunale
Selbstverwaltung lebe von verantwor-
tungsvollen Bürgern und ihrem Enga-
gement für ihre eigenen Angelegenhei-
ten einzutreten und Verantwortung zu
übernehmen. „Vorbilder müssen
natürlich zunächst durch „Vorleben“
den Anreiz zum „Nachleben“ geben",
so der Minister weiter. Das verdienst-
volle Wirken der Geehrten solle der
jungen Generation als Beispiel dienen,
dass für örtliche Gemeinschaften die
bürgerliche Beteiligung am kommuna-
len Leben notwendig sei. Denn nur
durch Handeln vor Ort könne man et-
was erreichen. „Wenn wir diesen Zu-
sammenhang vermitteln können,
brauchen wir uns über die künftigen
Kommunalpolitiker weniger Sorgen
zu machen“, fügte Bruch hinzu.

Für Engagement in Kommunen
Freiher vom Stein-Plakette an 84 Ehrenamtliche verliehen

Für herausragenden Einsatz: Freiherr
vom Stein-Plakette. Bild:Rosenkranz

Fotografien sind im Idealfall ange-
haltene Zeit. Wenn dies über vierzig
Jahre eintritt wie im Werk Erika Sul-
zer-Kleinemeiers, dann ist es allemal
eine Fotoausstellung wert. Zu sehen
ist die Ausstellung „Erika Sulzer-
Kleinemeier: Fotografien 1967 bis
2003“ in der Reihe „Fotolegenden“ bis
11. November in der Berliner Landes-
vertretung.

Mehr als 60 Bilder aus 37 Jahren
Fotojournalismus erwarten die Besu-
cher, von der Beerdigung Konrad
Adenauers über die Anfänge der Frie-
densbewegung bis hin zu den Golf-
krieg-Protesten: ein Bildgedächtnis

Deutschlands. Natürlich finden sich
auch Aufnahmen vom Mauerfall und
aus der DDR. 

Abbilder der Mächtigen der Politik
kontrastieren immer wieder mit enga-
gierten Fotos des demokratischen Wi-
derstands. Hier liege die große Leis -
tung Sulzer-Kleinemeiers, so der Be-
vollmächtigte des Landes beim Bund
und für Europa, Staatssekretär Karl-
Heinz Klär. Sie zeige, „dass Politik
zwar Mächtige kennt, ein einiges Volk
aber auch eine große Macht sein
kann.“ Die Landesvertretung sei stolz,
diese großartige Fotografin zu präsen-
tieren, die seit Jahren in der Pfalz lebe.

Ein deutsches Bildgedächtnis
Landesvertretung zeigt Lebenswerk Erika Sulzer-Kleinemeiers

Staatssekretär Klär im Gespräch mit der Künstlerin. Bild: LV

Mit einem Maßnahmenbündel will das
Gesundheitsministerium gemeinsam
mit seinen Partnern die hausärztliche
Versorgung vor allem in ländlichen
Gebieten stärken und so die flächen-
deckende Versorgung auch künftig
sicherstellen. Ministerin Malu Dreyer
stellte das gemeinsame Konzept
mit dem Vorstandsvorsitzenden der
Kassenärztlichen Vereinigung Rhein-
land-Pfalz, Sanitätsrat Dr. Günter
Gerhardt, dem Präsidenten der Lan-
desärztekammer, Prof. Dr. Frieder
Hessenauer, und dem Vorsitzenden des
Deutschen Hausärzteverbandes, Lan-
desverband Rheinland-Pfalz, Dr.

Burkhard Zwerenz in Mainz vor.
Die Partner seien sich einig, so

Dreyer, dass Rheinland-Pfalz über ei-
ne gute ärztliche Versorgung im sta-
tionären und ambulanten Sektor ver-
füge. Dennoch werde es in einigen
ländlichen Regionen schwieriger, frei
werdende Arztsitze rasch wieder zu
besetzen. Oberstes Ziel sei es daher,
junge Medizinerinnen und Mediziner
für eine hausärztliche Tätigkeit zu ge-
winnen, sagte die Ministerin.

Das Konzept sieht unter anderem
vor, mit einer Image- und Informati-
onskampagne verstärkt bei Allge-
meinmedizinerinnen und -medizinern,

Ärztinnen und Ärzten in Weiterbil-
dung und Studierenden der Medizin
für die Hausarzttätigkeit zu werben. 

Das Konzept sieht auch die Verbes-
serung der Arbeits- und Lebensbedin-
gungen, besonders die verbesserte Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf vor.
Außerdem sollen die Wiedereinstiegs-
kurse in die vertragsärztliche Tätig-
keit weiter entwickelt werden. Bei
Fortbildungsangeboten soll Kinderbe-
treuung erfolgen.

Ein Frühwarnsystem soll künftig
dafür sorgen, dass die Nachbesetzung
bald frei werdender Arztsitze planvol-
ler und früher erfolgen kann als bis-
her. Eine internetbasierte Praxisbörse
soll hinzu treten. Neue flexible Mög-
lichkeiten der Berufsausübung sollen
offensiv genutzt werden. 

Persönliche Ansprechpartner der
Kassenärztlichen Vereinigung werden
die Ärztinnen und Ärzte künftig in der
Einstiegsphase eng begleiten. Bereit-
schaftsdienstzentralen sollen an Kran-
kenhäusern weiter ausgebaut und die
Zusammenarbeit mit anderen Gesund-
heitsberufen intensiviert werden. 

Die Johannes Gutenberg-Universi-
tät Mainz plant ein verändertes Aus-
wahlverfahren, bei dem Studienplätze
auch aufgrund hoher Motivation und
Eignung für eine medizinische Tätig-
keit vergeben werden. Der Fachbe-
reich Medizin wird das Studium noch
praxisnäher gestalten, die Kassenärzt-
liche Vereinigung richtet eine Famula-
turbörse auf ihrer Internetseite ein.

Einvernehmen besteht darüber, dass
eine angemessene Honorierung für
niedergelassene Ärztinnen und Ärzte
ein wesentlicher Faktor für die At-
traktivität ihres Berufs ist. 

Gemeinsames Konzept für die Zukunft entwickelt
Dreyer: Mit Partnern hausärztliche Versorgung in Rheinland-Pfalz flächendeckend stärken

Ministerin präsentiert den konkreten Maßnahmenkatalog vor. Bild: Wolf

Einen schnellen und aktuellen Über-
blick über die gesundheitliche Situati-
on und Versorgung der Bevölkerung im
Land bietet die Gesundheitsberichter-
stattung, die nun auch im Internet ver-
fügbar ist. Gesundheitsministerin Malu
Dreyer und der Präsident des Statisti-
schen Landesamtes, Jörg Berres, stell-
ten das neue Angebot in Mainz vor. Es
umfasse Informationen zur Bevölke-
rungsstruktur, zum Gesundheitszu-
stand der Menschen, zu Einrichtungen
und Beschäftigten im Gesundheitswe-
sen und zur Inanspruchnahme von Leis-
tungen und sei damit auch eine wichti-
ge Grundlage für die Gesundheitspoli-
tik des Landes, so die Ministerin. Ein
weiterer Vorteil sei, dass durch den Ein-
satz des modernen und flexiblen Lan-
desinformationssystems LIS viele Da-
ten auch auf der Ebene der Kreise und
kreisfreien Städte angeboten werden
können und alle Ergebnisse erst zum
Zeitpunkt des Abrufs mit den aktuells -
ten Zahlen erstellt werden. Bisher wur-
den Gesundheitsberichte turnusmäßig
als Publikation herausgegeben.

Eine Hauptaufgabe der Gesund-
heitsberichterstattung bestehe darin,

Informationen über die gesundheitliche
Situation und Versorgung der Bevölke-

rung zusammenzuführen und aufzube-
reiten, so Dreyer. Anhand von Indikato-
ren könnten verschiedene Bereiche des
Gesundheitswesens, wie Bevölkerungs-
daten, Gesundheitszustand der Bevöl-
kerung, medizinische Einrichtungen,
Kosten und Finanzierung des Gesund-
heitswesens, dargestellt werden. Daten-
quellen für die Gesundheitsindikatoren
sind Angaben aus Statistiken, wie etwa
dem Krebsregister Rheinland-Pfalz.
Ein Schwerpunkt sei die Analyse spezi-
eller Versorgungsbereiche. Mit mehre-
ren Beispielen stellte Dreyer den Nut-
zen des neuen Systems dar.

Die Gesundheitsberichterstattung im
Internet speise sich direkt aus dem LIS,
der Datenbank des Statistischen Lan-
desamtes, sagte Berres. Sie stehe damit
auf derselben Plattform wie die Online-
Datenbank und „Meine Heimat“, die
seit gut zwei Jahren wichtige Bestand-
teile des Internetauftritts des Landes-
amtes seien. Die Daten könnten als Ta-
bellen, Grafiken und Karten dargestellt
werden. Da das Angebot auf dem LIS
basiere, lasse es sich rasch aktualisieren
und ergänzen. Eine schrittweise Erwei-
terung der Datenbank sei geplant.

Informationen über die Gesundheit im Internet
Moderne und flexible Gesundheitsberichterstattung in Rheinland-Pfalz vorgestellt

Neues Angebot: Informationen jetzt
auf einen Blick. Bild: Sämmer
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Rheinland-Pfalz will
Sozialhilfezuschuss
für Schulmaterial
Drei Buchhüllen DIN A 4, zwei Blei -
stifte HB, ein Zirkel mit Fest stellrad,
vier Hefte Liniatur 9, ein Taschen-
rechner, und, und, und. Der Schul-
jahresbeginn ist die Hoch zeit der
Schreibwarengeschäfte und ein An-
schlag auf Eltern-Geldbörsen. Weit
über hundert Euro kommen je Kind
übers Jahr gesehen selbst im Grund-
schulalter schnell zusammen, eine er-
hebliche Belastung gerade für jene El-
tern, die den Lebensun terhalt für ihre
Familie nicht selbst verdienen können.
Im Jahr 2005 wurde die Sozialhilfe so
umorganisiert, dass einmalige Zu-
schüsse für An schaffungen äußerst
selten geworden sind. Für Lernmittel
der Kinder zum Beispiel gibt es kei-
nen. Das muss geändert werden, findet
Rheinland-Pfalz. Deswegen brachte
das Land einen Gesetzent wurf zur
Änderung des Zweiten und des Zwölf-
ten Buches Sozialgesetzbuch in den
Bundesrat ein. 

Innenminister Karl Peter Bruch
stellte den Entwurf vor. Er beton te:
„Kinder, die in Armut aufwach sen, er-
leben soziale Ausgrenzung. Besonders
gravierend sind die Aus wirkungen von
Armut im Hinblick auf die schulische
Entwicklung von Kin dern.“ Bruch 
betonte, die Ausgaben für Schulmate-
rialien lägen weit über dem, was die 
Regelsätze der Sozialhilfe abdecken
könnten. „Da rum hält Rheinland-
Pfalz eine Er gänzung für unumgäng-
lich. Sie ist ein wichtiger und not-
wendiger Bei trag zur Chancengleich-
heit in Deutschland“, unterstrich der
Minister.

Bruch erläuterte, wenn man (wie
das Land Rheinland-Pfalz vorschlägt)
zweimal im Jahr einen Zuschuss in
Höhe von 20 Prozent des Regelsatzes
für Schüler beschließe, dann entwick-
le sich der Betrag somit der Preisent-
wick lung folgend und müsse dem zu
Folge nicht nach justiert werden. Der-
zeit entspreche der 20-Prozent-Betrag
je nach Alter eines Kindes 83 bis 111
Euro. Der Bundesrat überwies den
Gesetzent wurf zur Beratung in die
Ausschüs se.

Verabschiedet: Deubel und Bruch mit Präsident Ringstorff. Bild: Melde

Zur Förderung von Kulturprojekten
stellt die Stiftung Rheinland-Pfalz für
Kultur im Jahr 2008 rund 1,2 Millionen
Euro zur Verfügung. Der Vorstand der
Stiftung hat in seiner jüngsten Sitzung
unter Vorsitz von Ministerpräsident
Kurt Beck in Mainz bereits seine Zu-
stimmung für 18 Förderanträge gege-
ben. Zu den geförderten Projekten
gehören unter anderem die Künstler-
messe „Kunst direkt 2008“ in Mainz,
eine Foto ausstellung im Landesmuse-
um Koblenz mit dem Titel „Bilder ma-
chen Leu te“, ein Dokumentarfilmpro-
jekt über „Hein & Oss“, die Herausga-
be des vierten und abschließenden
Bandes des Pfälzischen Burgenlexi-
kons oder die Uraufführung der „Or-
pheus-Fan tasien“ des Bachchor Mainz.

„Die Stiftung Rheinland-Pfalz für
Kultur ist eine der größten Kultur -
stiftungen in Deutschland“, sagte
Beck. Sie habe es sich zur Aufgabe ge-
macht, besonders wertvolle Kul -
turgüter zu erwerben und zu sichern.

Ziel sei aber auch, möglichst viele
Menschen am Kulturgeschehen zu be -
teiligen. „Überall in Rheinland-Pfalz
sind Einrichtungen, Veran staltungen
und Projekte zu erleben, die es ohne
die Stiftung Rheinland-Pfalz für Kul-
tur so nicht geben würde“, betonte der
Ministerprä sident.

Die Stiftung unterhält die beiden
Künstlerhäuser in Bad Ems und in
Edenkoben, fördert den Kultursom-
mer Rheinland-Pfalz und das Arp-
Museum in Remagen institutionell und
ver gibt Stipendien an junge bildende
Künstler. „Die Kulturstiftung ist in
Rheinland-Pfalz zu einer wichti gen
Institution geworden“, ergänzte die
Vorsitzende des Stiftungskura toriums,
Kulturministerin Doris Ahnen. Mit ih-
rer Hilfe werde die kulturelle Vielfalt
in Rheinland-Pfalz noch besser zur
Geltung gebracht.

Weitere Informationen zur Stif tung
Rheinland-Pfalz für Kultur gibt es un-
ter www.kulturstiftung-rlp.de.

Stiftung fördert Kulturvielfalt
Beck und Ahnen: 1,2 Millionen Euro für besondere Projekte

Den Startschuss zur zweiten Phase 
der Standortkampagne des Landes
Rheinland-Pfalz – Wir machen’s ein-
fach“ hat Bildungs- und Jugend-
mi nisterin Doris Ahnen in Mainz 
gege ben. Gegenstand dieser zweiten
Pha se ist die Beitragsfreiheit in den
rheinland-pfälzischen Kin dergärten.
Die Ministerin präsen tierte das 
Plakat, das die Thematik der neuen

Phase der Standortkampag ne begleitet.
Als erstes Bundesland macht Rhein-

land-Pfalz den Kindergarten besuch
beitragsfrei. Bereits seit Anfang 2006
zahlen die Eltern für das letzte Kin-
dergartenjahr keine Bei träge mehr.
Bis zum Jahr 2010 über nimmt das
Land stufenweise alle Elternbeiträge
für Kinder ab dem Alter von zwei 
Jahren.

Beitragsfrei in Kindergärten
Zweite Phase der Standortkampagne des Landes gestartet

Ministerin Ahnen stellt Plakat zu Thematik neuer Phase vor. Bild: Sämmer

Die führenden deutschen Mobilfunk -
unternehmen gehen gemeinsam gegen
Gewalt- und Pornovideos auf den
Handys von Kindern und Jugend-
lichen vor. Auf Initiative des Jugend-
mi nisteriums unterzeichneten die Un-
ternehmen dazu eine freiwillige
Selbstverpflichtung, die Jugend-
Staatssekretärin Vera Reiß in Mainz
vorstellte. Demnach sperren die An -
bieter Debitel, E-Plus, Mobilcom, O2,
Talkline, T-Mobile und Voda fone den
Internetzugang von den Handys der
Kinder und Jugendlichen aus, wenn
die Eltern das wünschen. So könne
verhindert werden, dass jugendgefähr-
dende Inhalte herunterge laden und
verbreitet werden. 

Darüber hinaus soll auch die direkte
Datenübertragung von Handy zu Han-
dy mit dem System Bluetooth für Min-
derjährige blockiert werden. Dann
können diese beispielsweise auch kei-
ne selbstgedrehten Videos mehr tau-
schen. Ohne diese Sperren ist es Ju-
gendlichen möglich, unter anderem

Gewaltvideos und pornogra fische
Aufnahmen auf ihre Mobilte lefone zu
laden und zu verschicken. 

Diese bundesweite freiwillige Selbst-
verpflichtung ist das erste Ergebnis 
eines Runden Tisches, den Jugendmi-
nisterin Doris Ahnen im Frühsommer
2006 für mehr Jugend schutz bei Han-
dys ins Leben gerufen hatte. „Damit
ist ein wichtiges Etappenziel erreicht.
Weiterführen de Maßnahmen befinden
sich noch in einem dynamischen Pro-
zess“, betonte die Staatssekretärin.

Gemeinsam mit der Freiwilligen
Selbstkontrolle Multimedia (FSM)
wollen die Mobilfunkunternehmen
auch den Gefahren bei der Handynut -
zung vorbeugen. Dabei werde beson -
derer Wert auf die Entwicklung ei nes
besseren Beratungsangebots für Erzie-
hungsberechtigte sowie für Kinder
und Jugendliche gelegt. Die Anbieter
wollen in den kommenden Monaten
dazu kostenlose Telefonhot lines und
Informationsportale im Internet ein-
richten.

Mehr Jugendschutz bei Handys
Bundesweite Vereinbarung mit Mobilfunkunternehmen

Freiwillige Selbstverpflichtung in Mainz unterzeichnet. Bild: Sämmer

Der erste Anlauf des Landes Rhein -
land-Pfalz, über den Bundesrat eine
Gesetzesinitiative zum bundesweiten
Mindestlohn zu starten, hat keine
Mehrheit gefunden. Ministerpräsi dent
Kurt Beck hatte bereits die Weigerung
der unionsgeführten Mehr heit im zu-
ständigen Arbeits- und Sozialaus-
schuss der Länderkammer kritisiert,
zum rheinland-pfälzi schen Entwurf
eine Expertenanhörung einzuberufen.
Dies habe im krassen Widerspruch zur
Verabredung der letzten Bundesrats-
plenarsitzung ge standen, in der unter
anderem Saar lands Ministerpräsident
Müller ein faires Verfahren und ei nen
kommuni kativen Prozess zugesagt
hatte.

Etwa 420 000 Vollzeitbeschäftigte
erhalten zusätzlich zu ihrem Lohn Er-
gänzungszahlungen des Arbeitslosen-
geldes II. Immer mehr Arbeitneh -
merinnen und Arbeitnehmer sind trotz
eines sozialversicherungs pflichtigen
40-Stunden-Jobs nicht mehr in der
Lage, durch Arbeit ihre Existenz zu si-

chern. Das ist der gesellschaftliche
Hintergrund der rheinland-pfälzi-
schen Initiative, zu der sich das Land
im Bundesrat eine sachliche Aus -
einandersetzung und Vorschläge zur
Problemlösung erhofft hatte.  

Eine Stellungnahme der Länder-
kam mer in der gleichen Sitzung ließ
erkennen, dass sich die unionsge -
führten Länder Vereinbarungen zu
Lohnuntergrenzen nicht völlig ent -
ziehen. Zum Gesetzentwurf einer
zweiten Änderung des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes hatte der Bundes rat
keine Einwendungen. Der Gesetz -
entwurf erklärt die im Tarifergeb nis
der Deutschen Post und der Ge -
werkschaft Verdi vereinbarte Lohn -
untergrenze verbindlich für die ge -
samte Briefbranche. Mit dem Ende des
Postmonopols am 1. Januar 2008 dür-
fen auch andere Firmen private Briefe
unter 50 Gramm transportie ren. Sie
müssen aber nach der Entsendege-
setzänderung einheitliche Mindestlöh-
ne für die Zusteller zah len.

Beck mahnt faires Gespräch an
Keine Ländermehrheit für Gesetzent wurf zum Mindestlohn

Volkszählungen haben eine lange Tra-
dition (siehe die Weihnachtsge schichte
im Lukas-Evangelium) und sind für
den Staat wichtige Planungsgrundla-
gen. In einem nicht zustimmungsbe-
dürftigen Gesetz schlägt die Bundes-
regierung für das Jahr 2011 die Vorbe-
reitung eines neuen Zensus vor, dies-
mal soll es auch um Wohnun gen und
Gebäude gehen. Ge zählt wird im ei-
gentlichen Sinne nicht, vielmehr sol-
len amtliche Re gister (Melderegister,
Bauunterla gen, Grundbücher usw.)
abgeglichen und mit diesen Daten zu-
dem ein neu es, bundesweites An-
schriften- und Gebäuderegister er-
stellt werden. Das klingt harmlos, be-
deutet aber einen hohen Arbeits- und
somit Kos tenaufwand.

Allein für die Zensusvorbereitung
sind nach dem Gesetz 176 Millionen
Euro zu veranschlagen. Davon sollen
die Länder den Löwenanteil, nämlich
137 Millionen Euro zahlen. Für die

Durchführung später rechnet alleine
Rheinland-Pfalz mit weiteren Kosten
in Höhe von 29 Millionen Euro, die das
Land den ausführenden Städten und
Gemeinden erstatten müsste.

Der Bundesrat hatte im Mai zum
Gesetzentwurf Stellung genommen,
im Bundestag waren aber nur einige
An regungen der Länder aufgegriffen
worden. Die zeigten sich mit dem Er-
gebnis derart unzufrieden, dass sie die
Anrufung des Vermittlungsausschus-
ses beschlossen. Dort soll es unter an-
derem darum gehen, ob das Gesetz
auch Einzelprüfungen zur Qualitätssi-
cherung zulässt. Weiter fordern die
Länder Finanzzuweisun gen des Bun-
des, um die finanziellen Belastungen
auszugleichen. Schließ lich soll das 
Gesetz nach Ansicht der Länder ein
verbindliches, ein heitliches Vorgehen
beim Zensus festschreiben, nur dann
seien die Daten auch wirklich aussa-
gekräftig.

Teure Volkszählung umstritten
Zensusvorbereitungsgesetz geht in den Vermittlungsausschuss

Von Beust wird neuer
Bundesratspräsident
Hamburgs Bürgermeister Ole von
Beust wird neuer Präsident des Bun -
desrates. Turnusgemäß wählte die
Länderkammer von Beust für die neue
Amtszeit vom 1. November 2007 bis
Ende Oktober 2008. Sein Amtsvorgän -
ger Harald Ringstorff, Ministerprä -
sident Mecklenburg-Vorpommerns,
und sein voraussichtlicher Amtsnach-
fol ger 2008/9, der saarländische Mi -
nisterpräsident Peter Müller, wur den
zu Vizepräsidenten gewählt. 

Damit besteht das Präsidium des
Bundesrates erstmals nur aus drei
Mitgliedern, wie im Frühjahr in einer
Geschäftsordnungsänderung beschlos-
sen. Den Vorsitz und die Stellvertre-
tung in der Europakammer nehmen
von Beust, Ringstorff und für das
Saarland Minister Karl Rauber wahr.
Bei den Neuwahlen zu den Vorsitzen-
den der Bundesratsaus schüsse wurde
der rheinland-pfälzische Landwirt-
schaftsmi nister Hendrik Hering im
Amt bestä tigt. Er bleibt damit Vorsit-
zender des Agrarausschusses.

Seine Auswirkungen wird im Wort -
sinne jede Bürgerin und jeder Bür ger
erfahren: Der Gesetzentwurf zur Neu-
organisation der Eisenbahnen des
Bundes. Dass mit einer Teilprivati -
sierung der Deutschen Bahn AG die
Ver sorgung in der Fläche leiden könn-
te, ist die Sorge der Länder. Das
kommt in ihrer Stellungnahme zum
Gesetzentwurf zum Ausdruck. 

Die umfasst mehr als 30 Ziffern und
wurde mit breiter Mehrheit be -
schlossen. Zum einen formulieren die
Länder verfassungsrechtliche Beden-
ken zum Gesetzentwurf der Bun -
desregierung, denn die Auslegung des
Grundgesetzes (Artikel 87 e be schreibt
den Versorgungsauftrag des Bundes
beim Schienenverkehr) ist immer ein
höchst diffiziles Unter fangen. Zum
anderen werden zahlrei che Ände-
rungswünsche formuliert.

Ziel des Entwurfes der Bundesre -
gierung ist die Teilprivatisierung der
Deutschen Bahn zur Stärkung ihrer
Wettbewerbsfähigkeit. Der Bund soll
demnach die Mehrheit der DB-Anteile
behalten und muss weiter die Eisen-

bahninfrastruktur gewähr leisten.
Hierzu gründet er als Alleininhaber
ein Unternehmen, die EIU. Die Bahn
überträgt für 15 Jahre ihre Anteile an
der EIU auf den Bund, kann aber die
Infrastruk turkosten in ihrer Bilanz
auswei sen.

Vor Ablauf der Frist kann dann par-
lamentarisch entschieden werden, ob
die gewählte Sicherheitsübertra gung
der EIU-Anteile fortgesetzt werden
soll. Bis zu diesem Zeit punkt ver-
pflichtet sich der Bund, jährlich insge-
samt 2,5 Milliarden Euro für Infra-
strukturmaßnahmen bereit zu stellen. 

Soweit das Vorhaben. Die Länder
wollen mit der Konstruktion der EIU
auch Bestand und Leistungsfähigkeit
des Netzes in der Fläche sicher stellen.
Dazu fordern sie ein ech tes Mitspra-
che- und Kontrollrecht bei der Ver-
wendung der für Investi tionen im
Nahverkehrsbereich vorge sehenen
Bundesmittel. Darüber hinaus sollten
die Quoten für Investitionen beim
Neu- und Ausbau und in den Bestand
der Regionalnetze eindeutig festge legt
werden. 

Privatisierung bei der Bahn
Länder wollen Versorgung in der Fläche sicherstellen

Kritik an Vorschlag zu
Finanzverschiebungen
Sinkende Arbeitslosenzahlen haben
den Haushalt der Bundesagentur für
Arbeit stärker entlastet als vorherseh-
bar. Daher schlägt die Bundesregie-
rung vor, den Beitrag zur Arbeitslo-
senversicherung von 4,2 auf 3,9 Pro-
zent des Bruttolohnes zu ermäßigen. 

In ihrer Stellungnahme zum Ge -
setzentwurf äußern sich die Länder
hierzu grundsätzlich positiv. Sie kriti-
sieren aber die sozusagen im Kleinge-
druckten versteckten vorge schlagenen
Finanzverschiebungen. So will der
Bund nicht mehr an die Bundesagen-
tur zahlen, um Kindererziehungszei-
ten arbeitsloser Eltern rententech-
nisch berücksichtigen zu können. Zu-
dem schlägt die Bundesre gierung vor,
den so genannten Aussteuerungsbei-
trag abzuschaffen, den die Bundes-
agentur für jeden Er werbslosen an
den Bund zahlen muss, wenn der nach
einem Jahr ins Ar beitslosengeld II
rutscht. Statt dessen solle sich die
Bundesagentur an der Hälfte der 
Kosten des Bun des, für Eingliede-
rungshilfen und Verwaltung beteili-
gen.
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Zu einem Meinungsaustausch zum Thema „Ausstieg aus der Prostitution“ traf
sich der Arbeitskreis Gleichstellung und Frauenförderung der CDU-Land-
tagsfraktion unter der Leitung der frauenpolitichen Sprecherin Jeannette
Wopperer mit Staatssekretär Dr. Stefan F. Winter des Ministeriums für Arbeit,
Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen in Düsseldorf.
Prostituierte und von Gewalt betroffene Frauen, die ihre berufliche Situation
verändern, verbessern oder etwas Neues lernen wollen, erhalten in Nordrhein-
Westfalen Begleitung und Unterstützung bei der Integration in den Arbeits-
markt durch das Netzwerk ProFridA. Dabei werden auf die Kompetenzen und
Bedürfnisse  der Frauen abgestimmte Maßnahmen entwickelt und angeboten.
Dies könnte auch ein Beispiel von Rheinland-Pfalz sein. Unser Foto zeigt von
links nach rechts: Anke Beilstein MdL, Friderike Konrad-Kalinski (Sozial -
ministerium NRW), Jeannette Wopperer MdL, Staatssekretär Dr. Stefan
F. Winter, Brigitte Hayn MdL, Barbara Molitor (Referatsleiterin Sozialminis -
terium NRW).

Das Vorgehen der Landesregierung in
der Diskussion um die Einrichtung ei-
nes Studiengangs Weinbau wurde von
der CDU-Fraktion kritisiert, es sei we-
nig durchdacht, weder der Bedarf
noch die Kosten seien bisher geklärt.

Anfang 2007 sei die Idee entstanden,
einen praktisch ausgelegten Weinbau-
Studiengang in Ludwigshafen einzu-
richten. Im Frühjahr 2007 habe die
Landesregierung im Landwirtschafts-
ausschuss auf Rückfrage angekündigt,
dass offene Fragen geklärt würden. Da
keine Antworten geliefert wurden,
starteten die Abgeordneten Dorothea
Schäfer, Christine Schneider und
Alexander Licht eine Kleine Anfrage.
Die jetzt eingetroffene Antwort ist aus
CDU-Sicht unzureichend. Eine Be-
darfsanalyse fehle. Die Frage, mit wel-
chen Vertretern welcher Institutionen
und Verbände es Gespräche gab und
zu welchen Ergebnissen sie geführt
haben, sei ebenfalls nicht konkret be-
antwortet worden. Auch eine Kosten-
darstellung bleibe die Landesregie-
rung weiterhin schuldig.

Die Landesregierung mache den
zweiten vor dem ersten Schritt. An-
statt darzustellen, wie der neue Studi-
engang umgesetzt werden soll, „po-
saune“ sie unhaltbare Versprechen in
die Öffentlichkeit hinaus. Dieses
„amateurhafte Agieren“ sei eine Ge-
fahr für das weltweit anerkannte Ni-

veau der Geisenheimer Forschungs-
einrichtung, von der heute auch der
rheinland-pfälzische Weinbau profi-
tiere, so Christine Schneider.

Anstatt Geisenheim kaputt zu re-
den, sollten die Möglichkeiten der
Geisenheimer Schule und Forschungs-
anstalt noch besser genutzt werden,
forderte Alexander Licht. Die CDU
Rheinland-Pfalz stelle sich dazu vor,
durch spezielle rheinland-pfälzische
Module das Geisenheimer Angebot ko-
operativ zu ergänzen bzw. zu verstär-
ken. Derartige Möglichkeiten seien
bisher von der Landesregierung noch
gar nicht durchdacht worden.

Für Dorothea Schäfer ist ihre Frak-
tion zu einer aktiven Mitarbeit an der
Kooperation mit den Geisenheimern
bereit. Schon in den nächsten Aus-
schüssen könne man sich darüber aus-
tauschen. 

Auch die FDP kritisierte offensicht-
liche Unstimmigkeiten zwischen
Weinbau- und Wissenschaftsministeri-
um bei der Errichtung eines Fach-
hochschulstudienganges Weinbau und
Kellerwirtschaft. Ob und in welcher
Form die Errichtung des Studiengan-
ges Erfolg für die Weinwirtschaft im
Lande habe, hänge von einer Vielzahl
noch offener Fragen ab, betonte der
parlamentarische Geschäftsführer und
weinbaupolitische Sprecher der FDP-
Fraktion, Günter Eymael.

Klarheit für Weinbau-Studien
CDU und FDP bemängeln noch viele offene Fragen

„Die Mehrzahl der
Bürgerinnen und
Bürger können die
jüngsten Ankündi-
gungen der Strom-
konzerne zur er-
neuten Erhöhung
der Energiekosten
überhaupt nicht
mehr nachvollzie-
hen und sind den
steigenden Kosten
hilflos ausgeliefert.
Während auf der einen Seite die
großen Stromkonzerne satte Gewinne
einfahren und einzelne Managergehäl-
ter längst die Grenzen zur Maßlosig-
keit überschritten haben, sind auf der
anderen Seite viele Verbraucherinnen
und Verbraucher nur noch mit Mühe
in der Lage, derart dreiste und über-
höhte Preiserhöhungen zu verkraf-
ten“, äußerte sich Margit Mohr, ener-
gie- und wirtschaftpolitische Spreche-
rin der SPD-Landtagsfraktion.

Vor dem Hintergrund des mehr oder
weniger ausgeprägten Desinteresses
der großen Stromkonzerne gegenüber
dieser massiven Kritik, müssen die
Themen Kontrolle und Wettbewerb
viel deutlicher hervorgehoben werden,
meint die SPD-Abgeordnete. „Ich fin-
de es gut, dass das Bundeskartellamt
die Preisentwicklung in den kommen-
den Wochen genau beobachten wird,

da hier Missbrauch einer marktbe-
herrschenden Stellung vorliegen
könnte. Auch eine mögliche Änderung
des Kartellrechts ist zu begrüßen, so
dass in Zukunft die Energiekonzerne
dem Kartellamt beweisen müssen,
dass ihre Preisbildung nicht miss -
bräuchlich ist“, so Mohr.

Mohr: „Neben der staatlichen Kon-
trolle muss aber auch über mehr Wett-
bewerb eine stärkere Gerechtigkeit
und Transparenz bei der Preisentwick-
lung erzeugt werden. Hier ist zu aller-
erst der Bund gefordert. Aber auch auf
anderen Ebenen muss darüber nach-
gedacht werden wie man eine breitere
Vielfalt im Energiesektor erreichen
kann. So könnte man überlegen, wie
und in welcher Form beispielsweise
kommunale Stadtwerke als echte
Wettbewerber auf dem Markt auftre-
ten könnten. Bisher dürfen sie außer-
halb ihres Stammgebiets keine Kun-
den werben. Eine Öffnung des Marktes
für die Stadtwerke könnte zu deutli-
chen Preissenkungen und mehr Preis -
transparenz führen. Daneben gilt es
bei den großen Energiekonzernen stär-
ker auf eine strikte Trennung von
Stromerzeugung und Stromvertrieb zu
achten. Gerade bei der Stromerzeu-
gung könnte durch mehr dezentrale
und kleine Anlagen die marktbeherr-
schende Stellung der großen Konzerne
reduziert werden.“

Steigenden Kosten ausgeliefert
SPD: Mehr Wettbewerb am Strommarkt nötig

Den 50. Todestag des Schriftstellers Alfred Döblin nahm der Landtag Rheinland-
Pfalz gemeinsam mit der Akademie der Wissenschaften und der Literatur,
Mainz,  zu Anlass zu einem literarischen Abend einzuladen. Für die Lesung
konnte Günter Lamprecht (rechts) gewonnen werden, der in der legendären
Fassbinder-Verfilmung von „Berlin-Alexanderplatz“ den Franz Biberkopf
spielte. Döblins Bild wurde nachgezeichnet mit Zeugnissen aus seinem Werk
und Kommentaren von P.E.N.-Generalsekretär Wilfried F. Schoeller (links),
der eine große Döblin-Biographie vorbereitet. Die Begrüßung zum Abend
erfolgte durch Landtagsvizepräsidentin Hannelore Klamm und die Präsiden-
tin der Akademie, Elke Lütjen Drecoll. In Mainz verbindet man mit Alfred
Döblin auch die Gründung der Akademie der Wissenschaften und der Litera-
tur; hier wohnte der Schrifsteller von 1949 bis 1953, bevor er resigniert nach
Frankreich zurückkehrte. Foto: Klaus Benz

Der Ausschuss für Wissenschaft, Wei-
terbildung, Forschung und Kultur be-
suchte unter der Leitung des Vorsit-
zenden Manfred Geis (Bildmitte) die
Frankfurter Buchmesse und legte in
diesem Jahr den Schwerpunkt des
Programms auf die Begegnung mit li-
terarischen Institutionen.

Erste Station war die in Mainz ge-
gründete und nach wie vor als bundes-
weit tätige Institution in Mainz ansäs-
sige „Stiftung Lesen“. Der Geschäfts-
führer Heinrich Kreibich (3.v.l.) infor-
mierte die Ausschussmitglieder über
Projekte, an denen auch die Landesre-
gierung mit finanziellen Förderungen
beteiligt ist (u.a. „Lesescouts“, „Vorle-
sepaten“, „Leselust in RLP“). An-
schließend berichtete der Börsenverein
des Deutschen Buchhandels über seine
Leseförderungsaktivitäten.

Am Stand des Verlages Schwabe &
Co wurden die Ausschussmitglieder
von Vertretern der Akademie der Wis-
senschaften und der Literatur zu
Mainz begrüßt. Der Verlag verlegt un-
ter anderem zwei von der Akademie
erarbeitete große Editionen: das Au-
gustinus-Lexikon und das Historische
Wörterbuch der Philosophie. In beiden
Projekten spiegelt sich exemplarisch
die Bedeutung der Mainzer Akademie
für die Geisteswissenschaft.

Der Geschäftsführer des Künstler-
hauses Edenkoben empfing die Aus-
schussmitglieder am Stand des Hei-
delberger Verlags Das Wunderhorn.
Das Künstlerhaus ediert bibliophile
Bände von international renommier-
ten Autorinnen und Autoren, die
schon in Edenkoben zu Gast waren.
Darüber hinaus veröffentlicht es An -
thologien aus seinen jährlichen Work -
shops „Poesie der Nachbarn“, mit de-
ren Konzeption eines jährlichen Sym-
posions von Autoren europäischer Li-
teraturen mit deutschen Dichterinnen
und  Dichtern, die kongeniale Nach-
dichtungen anfertigen, das Künstler-
haus weit über Deutschland hinaus
Aufsehen erregt hat.

Zum Abschluss des Besuches der
Buchmesse informierten sich die Aus-
schussmitglieder über das  Projekt
„Treffen junger Autoren“. Bei dem seit
20 Jahren bei den von den Berliner
Festspielen betreuten „Treffen junger
Autoren“ werden in bundesweiten
Wettbewerben Schülerinnen und
Schüler ausgesucht und in Schreib-
werkstätten von professionellen Ju-
gendbuchautoren  betreut. Rheinland-
Pfalz fördert diese Jungautoren seit
vielen Jahren in eigenen Schreibwerk-
stätten weiter. 

Foto: Andrea Steinbrecher

Frankfurter Buchmesse besucht
Wissenschaftsausschuss im Gespräch mit literarischen Institutionen

Wandkalender 2008
Alle Termine
auf einen Blick
Dieser Ausgabe der Landtagsseiten
der Staatszeitung liegt der Wandka-
lender im Format DIN A 2 für das
Jahr 2008 bei. Der Wandkalender
ist auch im Format DIN A 1 und
DIN A 3 erhältlich.

Weitere Wandkalender können bei
der Landtagsverwaltung gegen Vor-
einsendung des Päckchenportos in
Höhe von 3,90 Euro in frankaturgül-
tigen Briefmarken angeordert wer-
den. (Telefon Frau Classen 0 61 31 /
2 08 22 23). Weitere Exemplare in
DIN A 2 können ebenfalls angefor-
dert werden.

Übersichtlich und farbig unter-
legt sind die Plenarwochen im
Wandkalender gekennzeichnet, die
Ausschusssitzungen anhand einer
Legende erkennbar. Die Termine des
Bundesrates sind rot, die Tagungs-
wochen des Deutschen Bundestages
blau unterstrichen.

Workshop zum
Vorlesetag
Zum bundesweiten Vorlesetag am
23. November 2007 hat der Abgeord-
nete Manfred Geis, der auch Vorsit-
zender des Bibliotheksverbandes
Rheinland-Pfalz ist, wieder Abgeord-
nete und Mitarbeiter der Fraktionen
und des Landtags gebeten, bei einer
Vorleseaktion im Abgeordnetenhaus
mitzuwirken.

Für diese Vorleser und alle, die sich
auf Aktivitäten an anderen Orten vor-
bereiten wollen, bietet er zusammen
mit Sarah Rickers, Referentin für Le-
seförderung bei der „Stiftung Lesen“,
einen Workshop an, bei dem Wissens-
wertes rund um die Gestaltung von
Vorlesestunden besprochen und geeig-
nete Bücher vorgestellt werden, die
Kindern im Vorschul- und Grund-
schulalter vorgelesen werden können.

Der Workshop findet am Dienstag,
30. 10. 2007, 14 Uhr, im Zimmer 12 des
Landtagsgebäudes statt. 

Anmeldungen, auch für die Mitwir-
kung am Vorlesetag am 23. November,
bitte an: manfred.geis@spd.landtag.
rlp.de.

Alle Wege führen
nach Trier …
Auf die Spuren der Römer führt ein
neuer Wander-, Radwander- und Aus-
flugsführer „Straße(n) der Römer“ des
in Mainz lebenden ehemaligen Sport-
professors Heinz-Egon Rösch.

Neun Auto-, 16 Radtouren und 18
Wanderungen mit Längen zwischen
drei und 220 Kilometer quer durch das
Sar-Lor-Lux Gebiet werden vorge-
stellt, darunter viele an der Mosel, in
der Eifel und im Hunsrück. Dazu gibt
es überaus viele nützliche Informatio-
nen: 30 Karten, Zeichnungen, Skizzen
und 108 Farbfotos.

Die Routen führen zu Gräberfel-
dern, zu Resten von Thermen und Vil-
len, zu Tempelanlagen sowie zu vielen
weiteren Relikten aus der Römerzeit.
Der Autor will mit seinem Werk die
Fülle der römischen Sehenswürdig-
keiten und das touristische Angebot
rund um dieses ganz besondere touris -
tische Erbe transparent machen.
Heinz-Egon Rösch: Straße(n) der Rö-
mer. Leinpfad Verlag, Ingelheim, April
2007. 136 Seiten, 108 Farbfotos, 12,90
Euro. ISBN 978-3-937782-50-8.

Familienzuschlag:
50 Euro mehr
ab drittem Kind
Im Zusammen-
hang mit den
Beratungen des
Landesbesol-
dungs- und Ver-
sorgungsanpas-
sungsgesetzes
2007/ 2008 im
Haushalts- und
Finanzausschuss
des Landtages er-
klärte der Vorsit-
zende der SPD-
Landtagsfraktion, Jochen Hartloff,
dass die ursprünglich für den 1. Ja-
nuar 2008 geplante Erhöhung des
Familienzuschlags für das dritte und
alle weiteren Kinder bereits ab dem
1. Januar 2007 in Kraft gesetzt
werde. 

SPD-Landtagsfraktion und Landes-
regierung seien überein gekommen,
dass die Erhöhung um 50 EUR aus
familienpolitischen Gründen sofort
umgesetzt werden solle. Die Mehr -
kosten bezifferte Hartloff mit 3 Millio-
nen EUR für 2007. „Damit erfahren
die betroffenen rheinland-pfälzischen
Beamtinnen und Beamten eine Gleich-
behandlung mit ihren Kolleginnen
und Kollegen im Bund und zahl -
reichen anderen Bundesländern“, so
Hartloff.

Darüber hinaus könne die SPD-
Landtagsfraktion sich vorstellen, die
Ruhegehaltsfähigkeit der Polizeizula-
ge für die Jahrgänge 1946 und 1947 si-
cher zu stellen. Diese seien von der
Abschaffung der Zulage zu kurzfristig
betroffen gewesen. Die entsprechen-
den Überlegungen der FDP-Landtags-
fraktion bezeichneten Hartloff und
der haushalts- und finanzpolitische
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion,
Frank Puchtler, als „gut nachvollzieh-
bar.“


